Das Leitende Team des Arbeitskreises Evangelische Erneuerung (AEE) 
beantragt bei der Landessynode 17.-21.April 2016:
Die Landessynode möge beschließen
1. Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche unterstützt, vorbehaltlich einer nicht ablehnenden Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs, die Kampagne für ein Volksbegehren in Bayern, das vor der Ratifizierung von CETA (Comprehensive Economic and Trade Agreement, deutsch: Umfassendes Wirtschafts- und Handelsabkommen) zwischen EU und Kanada durchgeführt werden soll. 
Das Anliegen der Synode ist: Die Bürger_innen sollen bei einer Übertragung von Hoheitsrechten auf die Europäische Union mit so weitreichenden Folgen für Wirtschaft und Gesellschaft direkt mitbestimmen können. 
2. Zu diesem Zweck beschließt die Synode (wahlweise)
a) sich bei den anderen kirchenleitenden Organen für einen Beitritt der Evang. Luth. Kirche in Bayern für eine Kampagne für ein Volksbegehren und ggf. einen Volksentscheid über CETA als Träger einzusetzen. Die Synode befürwortet den Beitritt zu dem geplanten Bündnis. Die Unterstützung als Träger ist mit einem finanziellen Aufwand in Höhe von bis zu € 10.000 verbunden. 
b) Falls die Evang. Luth. Kirche in Bayern sich nicht in der Lage sieht, dem Bündnis beizutretens bittet die Synode den Landeskirchenrat, eine Einrichtung der Evang. Luth. Kirche in Bayern (z. B. MissionEineWelt) damit zu beauftragen, als Träger dem Bündnis beizutreten. Dieser Einrichtung wird hierfür ein Sonderzuschuss in Höhe von bis zu € 10.000 zweckgebunden gewährt.
Die Synode bittet die kirchlichen Einrichtungen und Gemeinden der ELKB um Unterstützung für das Anliegen der    Kampagne und ermuntert alle evangelischen Christinnen und Christen, sich am Volksbegehren und ggf. Volksentscheid zu beteiligen. 
Begründung: 

Die Synode stellt fest, dass viele Belange der Mitglieder der Evang. Luth. Kirche in Bayern sowie ihrer Partner (insbesondere im globalen Süden) durch Handels- und Investitionsabkommen wie CETA, TTIP (Handels- und Investitionsabkommen zwischen USA und EU) und TiSA (Trade in Services Agreement; deutsch Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen) betroffen sind (u.a. Landwirtschaft; kleine und mittelständische Unternehmen; Umwelt- und Verbraucherschutz; öffentliche und soziale Daseinsvorsorge; Arbeitnehmendenrechte; Kultur(förderung); kommunale Selbstverwaltung; Ernährungssicherheit).

Da CETA auch als Vorgriff auf und Blaupause für das stark umstrittene Handels- und Investitionsabkommen zwischen USA und EU (TTIP; Transatlantic Trade and Investment Partnership) angesehen wird und als erstes zur Ratifizierung ansteht, gelten für CETA die gleichen Bedenken und Positionen der Evang. Luth. Kirche in Bayern/der EKD wie zu TTIP (siehe Beschluss der ELKB-Synode Nov 2014 zur Eingabe 33 LS Regensburg; Beschluss der EKD-Synode zu TTIP v. 12. 11. 2014).

Es braucht neben der aktuellen breiten Diskussion in der Gesellschaft auch eine Möglichkeit mitzubestimmen. Es entspricht dem Demokratieverständnis der evangelischen Landessynode, den Bürger_innen die Möglichkeit zu geben, durch ein Volksbegehren über die Annahme oder Ablehnung von CETA und insofern indirekt auch über TTIP abzustimmen.
Bisher stehen als Träger Campact, Mehr Demokratie Bayern, KAB Bayern (Katholische Arbeitnehmerbewegung) und Umweltinstitut München fest. Hinzu kommen etwa 100 Unterstützergruppen aus der Zivilgesellschaft. 
Die Entscheidung über die Zulässigkeit des Volksbegehrens wird voraussichtlich im Juni vom Bayr. Verfassungsgerichtshof gefällt.
Auch aus theologisch-sozialethischen Gründen haben wir große Zweifel, ob wir mit den geplanten Freihandelsabkommen (CETA, TTIP, TISA) auf dem richtigen Weg sind. Unsere Regionalgruppe Nürnberg hat nach eingehender Beschäftigung mit dem Thema in ihrem Brief an den Herrn Landesbischof formuliert:

„Zu den Zielen des konziliaren Prozesses, zu Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung, steht die Theorie und Praxis des so genannten „Freihandels“ jedenfalls im deutlichen Widerspruch. Auch ein Gleichgewicht von unternehmerischer Freiheit und Verantwortung, wie es die Unternehmerdenkschrift der EKD betont, können wir kaum erkennen. 

Eher scheint es uns, dass auf die Freihandelsabkommen zutrifft, was der Lutherische Weltbund schon 2003 festgestellt hat: „Diese falsche Ideologie gründet auf der Annahme, dass der auf Privateigentum, ungezügeltem Wettbewerb und dem Vorrang geschäftlicher Vereinbarungen aufgebaute Markt das absolute Gesetz ist, das das menschliche Leben, die Gesellschaft und die Umwelt beherrscht. Hier handelt es sich um Götzendienst. Er führt dazu, dass die, die kein Eigentum besitzen, systematisch ausgeschlossen werden, die kulturelle Vielfalt zerstört wird, instabile Demokratien zerstört werden und die Erde verwüstet wird.“ 

Wir meinen, dass unsere Kirche wegen der erwähnten Demokratie- und Gerechtigkeits-defizite der Freihandelsabkommen, vor allem aber wegen der ihnen zugrunde liegenden Markt- und Profitideologie klar gegen sie Stellung nehmen muss. Wir können als bayerische Landeskirche mit Barmen „die falsche Lehre verwerfen, als gebe es Bereiche unseres Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren zu eigen wären“ und zu den Mächten schweigen, die heute versuchen, die Welt in ihrem Sinne neu zu strukturieren.“
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